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Woher die AHV-Milliarden 
kommen sollen
Schweiz Für die Finanzierung der 
ausgebauten Altersvorsorge kursieren 
mehrere Vorschläge. Die Übersicht.

Die 13. AHV-Rente kostet ab 2026 
rund 4 Milliarden Franken pro 
Jahr. Die Kosten steigen bis 2030 
auf 5 Milliarden. Zusätzlich muss 
der Bund jährlich weitere 800 
Millionen bis 1 Milliarde Franken 
an die AHV zahlen. 

Das sind die Vorschläge, wie 
der Rentenausbau finanziert 
werden soll:

	■ Höhere Lohnabgaben
Die Gewerkschaften befürwor-
ten zur langfristigen Finanzie-
rung der 13. AHV-Rente eine Er-
höhung der Lohnbeiträge um 0,8 
Prozentpunkte, je hälftig verteilt 
auf Arbeitnehmende und Arbeit-
geber. So viel wäre nötig, um die 
Mehrkosten von 5 Milliarden zu 
decken. Bei einem Monatslohn 
von 5000 Franken würde das für 
Arbeitnehmende einen zusätzli-
chen Lohnabzug von 20 Franken 
bedeuten, den gleichen Betrag 
müssten Arbeitgeber zahlen. 

Die Finanzierung über Lohn-
prozente hat den Vorteil, dass 
hohe Einkommen viel mehr zur 
Finanzierung beitragen als Ge-
ringverdiener. Zudem braucht  
es nur eine Gesetzesänderung, 
die Umsetzung wäre also relativ 
rasch möglich.

	■ Erhöhung der Mehrwert-
steuer

Als Quelle für Mehreinnahmen 
diente der AHV bereits in der Ver-
gangenheit die Mehrwertsteuer. 
So wurde auf Anfang 2024 die 
Steuer um 0,4 Prozentpunkte  
angehoben, was dem Sozialwerk 
jährliche Zusatzeinnahmen von 
1,3 Milliarden bringt. Um die 
13. AHV-Rente zu finanzieren, 
müsste die Mehrwertsteuer um 
etwa 1,5 Prozentpunkte erhöht 
werden. 

Diese Massnahme hat den 
Nachteil, dass sie Menschen mit 
tiefen Einkommen stärker belas-
tet als besser Verdienende. Zu-
dem braucht es für eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer neben 
dem Volks- auch das Stände-
mehr, die Hürde ist also höher 
als bei Lohnprozenten.

	■ Eine neue Finanzmarkt- 
steuer

Mitte-Ständerat Beat Rieder regt 
eine Zusatzfinanzierung der AHV 

durch eine neue Finanzmarkt-
transaktionssteuer an. Mit einer 
solchen würden beispielsweise 
der börsliche und der ausser-
börsliche Handel mit Aktien und 
Obligationen mit einer geringen 
Abgabe besteuert. Der Bundes-
rat wurde vom Parlament ver-
pflichtet, einen Bericht zur Rea-
lisierbarkeit einer solchen Steu-
er vorzulegen. 

Das Problem dieser neuen 
Steuer nennt Rieder in seinem 
Vorstoss gleich selber. Die 
Schweiz kann eine solche Steu-
er wohl nur koordiniert mit an-
deren Ländern einführen. Denn 
die Kapitalmärkte agieren inter-
national, und die Einführung  
einer solchen Steuer durch ein-
zelne Länder könnte zu einer 
Verlagerung der Aktivitäten in 
andere Länder führen. Eine sol-
che Steuer dient also kaum zur 
kurzfristigen Finanzierung der 
13. AHV-Rente.

	■ Höheres Rentenalter
Mit einer Erhöhung des Renten-
alters würde die AHV finanziell 
entlastet. Eine generelle Anhe-
bung um ein Jahr auf 66 Jahre 
würde die AHV um rund 2 Milli-
arden Franken entlasten, also 
knapp die Hälfte der Kosten der 
13. AHV-Rente decken. Allerdings 
kommt nach der wuchtigen
Ablehnung der Renteninitiative 
kurzfristig eine solche Massnah-
me kaum infrage.

	■ Erbschaftssteuer
Möglich wäre auch die Einfüh-
rung einer nationalen Erbschaft-
steuer zur Finanzierung. Aller-
dings wurde 2015 eine ent-
sprechende Volksinitiative zur 
Besteuerung von Millionen-Erb-
schaften zugunsten der AHV mit 
über 70 Prozent abgelehnt.

	■ Einsparungen bei  
Auslandhilfe

Die SVP will die Mehrkosten für 
die 13. AHV-Rente ohne zusätz-
liche Einnahmen decken. Sie 
führt die Ausgaben für Asylbe-
werber und Kriegsflüchtlinge an 
sowie jene für die Entwicklungs-
hilfe. Diese Ausgaben seien nun 
entsprechend zu kürzen.

Markus Brotschi

Die 13. AHV-Rente wird den Bund ab 2026 mehrere Milliarden Fran-
ken pro Jahr kosten. Foto: Seraina Boner
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Markus Häfliger

Pierre-Yves Maillard kommt auf
den letzten Drücker. Kurz vor
12 Uhr trifft der Präsident des
Gewerkschaftsbunds im Hotel
Bern ein,wo die Befürworter der
13. AHV-Rente gebannt auf die
ersten Resultate warten. Doch
Maillardweiss bereits: Er hat ge-
wonnen. Seine Siegesgewissheit
schöpft Maillard aus dem Aar-
gau. Schon vor 11 Uhr haben dort
einige Kleingemeinden – obwohl
das eigentlich verboten ist – ihre
Abstimmungsresultate veröf-
fentlicht. Beispiel Oberkulm: Das
2400-Seelen-Dorf im Wynental
ist eine der konservativsten
Ecken der Schweiz, über 50 Pro-
zent wählen hier SVP, und jetzt
sagt Oberkulm mit fast 60 Pro-
zent Ja zu einer linken Volksini-
tiative. Oberkulm ist das Fanal
für die 13. AHV-Rente.

Trotzdem gibt sich Maillard
vorsichtig. «Sollenwir schon die
Arme hochreissen?», fragt er ei-
nenGewerkschaftsfunktionär, als
er sich vor einem TV-Bildschirm
positioniert, auf dem um 12 Uhr
die ersteTrendrechnung erschei-
nen soll. NebenMaillard hat sich
die ganze linke Prominenz für die
Fotografen aufgereiht, alle wol-
len auf den Pressebildern sein
mit der Jubelpose, SP-Co-Frakti-
onschefin SamiraMarti faltet die
Hände, wie zu einem Gebet.

Dann erscheint amBildschirm
die ersteTrendrechnung: 54 Pro-
zent für die 13. AHV-Rente! Pi-
erre-Yves Maillard reisst seine
Arme nicht hoch, siewerden ihm
hochgerissen wie von einer un-
sichtbaren Kraft. Ein paar Sekun-
den lang scheint er mit den Trä-
nen zu kämpfen, dann hat er sich
wieder gefasst. Er fällt Unia-Che-
fin Vania Alleva um den Hals, er
fällt SP-Co-Präsidentin Mattea
Meyer um den Hals.

Erstmaliger Ausbau der AHV
Damit tritt an diesem3.März 2024
das ein, was der Politgeograf Mi-
chael Hermann in der «Sonntags-
Zeitung» als «Ende einerÄra» be-
zeichnet hatte, als «Ende des li-
beralenSonderwegsderSchweiz».
Was Hermann mit diesen Super-
lativen meint: Nie zuvor hat das
Stimmvolk einer solchenVolksin-
itiative zugestimmt.

Zwar hat das Volk schon frü-
herVolksinitiativen von links an-
genommen, aber fast aus-
schliesslich imUmweltschutzbe-
reich. Noch nie fand eine
Volksinitiative für den Ausbau
des Sozialstaats Zustimmung.
Bereits ab übernächstem Jahr,
2026, wird die 13. Rente an
2,5 Millionen Rentnerinnen und
Rentner ausbezahlt. Bis zum
Abend steigt der Ja-Stimmen-
Anteil noch an – auf 58,2 Pro-
zent. 15 von 23 Ständen nehmen
die Initiative an. Die Hürde des
Ständemehrs nimmt das linke
Volksbegehren spielend.

Der Erfinder der 13. AHV
«Wir erleben einen historischen
Moment», sagt Maillard, als er
sich an seine Mitstreiterinnen
undMitstreiter richtet. Doch die-
ser Moment sei nicht sein Ver-
dienst. «Die wahren Väter» die-
ses Sieges seien sein Amtsvor-
gänger Paul Rechsteiner und
Daniel Lampart, derChefökonom
des Gewerkschaftsbundes.

Paul Rechsteiner steht etwas ab-
seits an einem Stehtischchen. Er
zeigt auf seinem Handy das Foto
eines Interviews, das er dem
«Blick» im Jahr 2002 gegeben
hatte. Die über zwanzig Jahre alte

Schlagzeile lautet: «Die 13. AHV-
Rente muss her!» Dieses Inter-
view ist die Geburtsstunde dieses
Abstimmungssiegs. Doch zu-
nächst schien nicht einmal Rech-
steiner an seine Idee zu glauben.

Erst dem allerletzten SGB-Kon-
gress, den er 2018 als Präsident
leitete, rang Rechsteiner den
Grundsatzentscheid für eine
Volksinitiative für eine 13. Rente
ab. Selbst intern waren die Be-

Das «Ende einer Ära» – jet
Stimmvolk sagt Ja zur 13. Rente Erstmals stimmt das Volk einer linken Volksinitiative zumAusbau
Im Juni steht bereits die nächste wegweisende Abstimmung an.

Historischer Sieg: Die SP-Frauen Samira Marti und Mattea Meyer, Unia-Chefin Vania Alleva und Gewerkschaftsprä

Es ist ein historisches Verdikt:
Fast 60 Prozent sagen Ja zu
einer 13. AHV-Rente. Noch nie
hat das Schweizer Stimmvolk
eine Initiative zur AHV ange-
nommen. Noch nie schaffte
die Linke mit einem Ausbau
des Sozialstaats eine Mehrheit
an der Urne. Noch nie hat sie so
viele bürgerliche Stimmende
überzeugt.

Historisch war auch der Ab-
stimmungskampf: Noch nie
wurde er in breiten Bevölke-
rungsteilen derart emotional
geführt. Und noch nie haben
die Medien so intensiv berich-
tet – weil das Interesse des
Publikums so gross war
wie noch nie.

Daneben ging die mit über
70 Prozent abgelehnte Initiative
der Jungfreisinnigen zur Erhö-
hung des Rentenalters gerade-
zu unter. Sie kam zu einem
ungünstigen Zeitpunkt: Erst vor
zweieinhalb Jahren wurde das
Frauenrentenalter erhöht. Auch
der technische Automatismus,
mit dem das Referenzalter an
die Lebenserwartung gekoppelt
worden wäre, dürfte viele
abgeschreckt haben.

Der Grosserfolg der Gewerk-
schaften bei der 13. Rente ist
kein Zufall. Er hat mehrere
Ursachen, die den politischen
Diskurs auch in der kommen-
den Zeit stark prägenwerden.

Erstens ist der Problemdruck
real: Viele Seniorinnen und
Senioren plagen Existenzängste.
Die höheren Mieten, Kranken-
kassenprämien und Stromprei-
se lassen sich immer schlechter
mit den Renten bezahlen. Und
im Unterschied zu den zurück-
haltenden Vorgängergeneratio-
nen fordern die Babyboomer
ihre Anliegen selbstbewusst ein.

Zweitens spielten die Gewerk-
schaften ihre Trümpfe
sehr geschickt. Der bestechende
Name der Initiative, die an-
schaulichen Fallbeispiele der
zu kleinen Rentnerbudgets, die
verbale Umarmung des Mittel-
stands, die Dominanz in der
öffentlichen Debatte: Die Befür-
worter führten eine vorbildliche
Kampagne. Damit mobilisierten
sie nicht nur die linken Bevölke-
rungsteile, sondern eine ganze
Rentnergeneration.

Die Gegnermachten es ihnen –
drittens – auch denkbar einfach:
Die bürgerlichen Parteien und
dieWirtschaftsverbände müs-
sen sich vorwerfen lassen, die
Stimmung in der Bevölkerung
nicht erkannt zu haben. Der
inoffizielle Gegenvorschlag aus
der politischen Mitte, eine
milliardenschwere Rentenerhö-
hung für die ärmsten Senioren,

kam erst im Dezember in den
Nationalrat – viel zu spät.

Die gegnerische Kampagne
wirkte zudem zaghaft bis unbe-
holfen (Stichwort: Brief der
Alt-Bundesräte). In der Verant-
wortung sind namentlich
die SVP und Economiesuisse,
die im operativen Leadwaren.
Eine Mehrheit der SVP-Basis
wollte gemäss Umfragen für
die 13. Rente stimmen. Diesen
Elite-Basis-Widerspruch muss
die Partei im Hinblick auf die
kommenden sozialpolitischen
Abstimmungen dieses Jahres
aufarbeiten,wenn sie weitere
Niederlagen verhindernwill.

Economiesuisse und der Arbeit-
geberverband sind mit ihrem
hölzernen, emotionslosen und
letztlich austauschbaren Kam-
pagnenstil zumwiederholten
Mal gescheitert. Dass die Ver-
bände nicht aus ihren Fehlern
lernen, ist verheerend für
dieWirtschaft: Deren Anliegen
prallen zunehmend an der
Bevölkerung ab. Die Bereitschaft
schwindet, zugunsten des
liberalenWirtschaftsstandorts
und der Firmen zu stimmen.

Die Gegner und die Befürworter
der 13. AHV-Rente müssen jetzt
rasch klären,wie stark die
Lohnabgaben und allenfalls die
Mehrwertsteuer erhöht werden
müssen. Denn die Initiative tritt
2026 in Kraft. Bereits 2027
folgen die Milliardendefizite.
Nurwenn die politischen Lager
kompromissbereit handeln,
lässt sich die Finanzierung
unseres wichtigsten Sozial-
werks nachhaltig sichern.

In einem zweiten Schritt muss
der Bundesrat bis Ende 2026
ohnehin eine AHV-Stabilisie-
rungsvorlage für die Zeit nach
2030 vorlegen. Die heutigen
Abstimmungsergebnisse weisen
der künftigen AHV-Finanzie-
rung denWeg: Trotz des starken
demografischen Drucks sind
einseitige Reformen nicht
mehrheitsfähig. Eine Rentenal-
tererhöhung muss zum Beispiel
mit der Anhebung der tiefsten
Renten kombiniert werden.

Die Bedeutung dieses histori-
schen Abstimmungssonntags
kann gar nicht überschätzt
werden. Er setzt ein Fanal
für die weiteren Urnengänge
dieses Jahres. Bereits im Juni
steht die Prämienentlastungs-
initiative an, deren Promotoren
sich nun berechtigte Hoffnun-
gen machen dürfen. Mit dem
SP-Begehren sollen die Prä-
mien auf 10 Prozent der Haus-
haltsbudgets begrenzt werden.
Auch diese Initiative bringt
hohe Kosten mit sich. Es ist
aber gut möglich, dass nach
dem AHV-Ja Erwerbstätige und
jüngere Familien argumentie-
ren werden: Jetzt sind auch
wir einmal dran. Mit anderen
Worten: Die grosse Umvertei-
lungsdebatte ist nicht vorbei –
sie fängt gerade erst an.

Dieses Ja ist eine Sensation
Kommentar zur 13. AHV-Rente Der Grosserfolg
der Gewerkschaften setzt ein Fanal für
die weiteren Urnengänge in diesem Jahr.

Raphaela Birrer

Dass die Verbände
nicht aus ihren
Fehlern lernen,
ist verheerend
für dieWirtschaft.
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13. AHV-Rente: 16 Kantone sagen Ja
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